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Dieser Beitrag untersucht die Bedeutung betrieblicher Einkommens- und Karriere-
chancen für Einstellungen zur gesellschaftlichen Verteilungsgerechtigkeit. Auf der
Grundlage organisationstheoretischer Argumente der neueren soziologischen Klassen-
theorien und der Befunde der Arbeitsmarkt- und Organisationsforschung wird zu-
nächst die eigenständige Rolle von Erwerbsorganisationen für die Positionszuweisung
in der Sozialstruktur einer Gesellschaft aufgezeigt. Begründet wird dies damit, dass
betriebliche Einkommens- und Karrierechancen als Kollektivgüter zu verstehen sind,
mit der Konsequenz, dass bereits die bloße Mitgliedschaft in einem Betrieb Einkom-
mens- und Karrierechancen eröffnet oder verschließt. Unter der Annahme einer an
der „Logik der Situation“ orientierten und über lerntheoretische Mechanismen vermit-
telten Einstellungsbildung wird darauf aufbauend die Bedeutung von Arbeitsorganisa-
tionen für die Ausbildung allgemeiner sozialer Einstellungen diskutiert. Die Annahme
besteht darin, dass die strukturellen Merkmale einer Organisation nicht nur für arbeits-
und organisationsbezogene, sondern gerade auch für gesellschaftspolitisch relevante
Einstellungen wichtig sind. Für eine erste empirische Überprüfung wird auf die 1991
in den USA erhobene und mit Daten des ISSP von 1992 verknüpfte Querschnittsstudie
des National Organization Study (NOS) zurückgegriffen. Anhand von Strukturglei-
chungsmodellen wird der Zusammenhang zwischen der betrieblichen Verteilungsstruk-
tur und gesellschaftsbezogenen Gerechtigkeitseinstellungen untersucht. Die beobach-
teten Effekte bestätigen weitgehend die theoretisch abgeleiteten Hypothesen. So spre-
chen sich Beschäftigte mit niedrigen betrieblichen Einkommens- und Mobilitätschan-
cen und einer betrieblichen Praxis der internen Stellenbesetzung stärker für eine staat-
liche Regulierung sozialer Ungleichheiten aus. Vorgesetzte und Beschäftigte in
profitorientierten Unternehmen, die zudem noch über hohe Karrierechancen im Be-
trieb verfügen, plädieren dagegen für eine gesellschaftliche Verteilungsordnung, die
sich durch hohe soziale Ungleichheiten auszeichnet. Die Ergebnisse verweisen darauf,
dass die über Arbeitsorganisationen vermittelten Karriere- und Einkommenschancen
für die Ausbildung und Formierung allgemeiner, gesellschaftsbezogener Einstellungen
der Beschäftigten entscheidend sein können Ð genauere Auskunft über die kausale
Richtung dieses Zusammenhangs können jedoch erst Längsschnittstudien geben.
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1 Einleitung

Für eine Reihe ganz unterschiedlicher soziolo-
gischer Gesellschaftstheorien sind Organisationen
das Strukturmerkmal moderner Gesellschaften
schlechthin (vgl. Jäger/Schimank 2005). Moderne
Gegenwartsgesellschaften können deshalb auch als
„Organisationsgesellschaften“ bezeichnet werden.
Luhmann (1975, 1994, 1997) sieht beispielsweise Or-
ganisationen für die moderne Gesellschaft als un-
entbehrlich an und fordert mehr Aufmerksamkeit
für ihre eigentümliche, auf Entscheidungen beru-
hende Logik. In James Colemans (1982, 1990, 1993)
Sozialtheorie sind korporative Akteure die zentra-
len „Gegenspieler“ der Individuen und begründen
ein strukturelles Machtungleichgewicht in der
„asymmetrischen Gesellschaft“. Und auch für Char-
les Perrow (1989) leben wir in einer Organisations-
gesellschaft, weil sich Organisationen die Gesell-
schaft schon längst einverleibt haben.

Wer mit dem Begriff der Organisationsgesellschaft
auf ein zentrales Erkennungsmerkmal moderner
Gesellschaften hinweisen möchte, muss zeigen, wie
soziale Prozesse oder Strukturen ihren Charakter
verändern, wenn sie sich entweder innerhalb forma-
ler Organisationen vollziehen oder durch Organisa-
tionen bestimmt werden (vgl. Schimank 2001). Aus
einer ungleichheitstheoretischen Perspektive sind
dies vor allem Prozesse der Allokation und Distri-
bution von Gütern und Positionen. In den letzten
Jahren wurden dazu eine Reihe konzeptioneller
Vorschläge unterbreitet (Baron/Bielby 1980; Bom-
mes 2001; Kreckel 1992; Nassehi 2002; vgl. auch All-
mendinger/Hinz 2002) und es mehren sich auch die
empirischen Studien, die deutlich machen, dass die
Verteilung von Gütern und Positionen von der „Lo-
gik der Organisationen“ bestimmt wird (Alda 2005;
Alda et al. 2005; Bauer/Bender 2002, 2004; Bender
et al. 2000; Brüderl et al. 1991, 1993; Hinz/Abraham
2005; Preisendörfer 1987; Windzio 2003).

Wenn jedoch allein die Bedeutung von Organisatio-
nen für die Strukturierung objektiver Ungleichhei-
ten aufgezeigt wird, bleiben solche Phänomene au-
ßer Acht, die seit jeher integraler Bestandteil sozio-
logischer Ungleichheitsforschung waren. Zentrales
Anliegen klassen- und schichttheoretischer Ansätze
ist nicht nur die Beschreibung bzw. Erklärung objek-
tiver Lebenschancen; sie möchten auch zeigen, dass
soziale Einstellungen und Verhaltensweisen durch
die Klassen- oder Schichtzugehörigkeit sozial struk-
turiert werden. Um deshalb von Organisationen als
zentralen Strukturmerkmalen moderner Gesell-
schaften sprechen zu können, muss man zeigen, wie
Einstellungen und Verhaltensweisen durch die Lo-
gik der Organisation strukturiert werden. Freilich
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wissen wir aus der Arbeits- und Organisationspsy-
chologie (vgl. Fischer 1991) oder arbeits- und indust-
riesoziologischen Studien (vgl. etwa Kern/Schu-
mann 1970), dass Einstellungen, die sich unmittelbar
auf die Arbeitstätigkeit beziehen, von der Situation
im Betrieb beeinflusst sind. Die These von der Or-
ganisationsgesellschaft geht jedoch darüber hinaus.
Die „Ubiquität von Organisationen“ (Simon 1991)
bedeutet, dass die organisationalen Kontexte, in die
der Einzelne eingebunden ist, auch für seine gesell-
schaftsbezogenen sozialen Einstellungen Ð also all-
gemeinen Norm- und Werthaltungen oder politi-
schen Einstellungen Ð wichtig sein sollten. Dies ist
genau die Annahme, mit der wir uns im Folgenden
auseinander setzen wollen. Unsere Frage lautet:
Entscheidet die Mitgliedschaft in einer bestimmten
Organisation ceteris paribus darüber, welche sozia-
len Einstellungen wir haben?

Die eigenständige Bedeutung von Organisationen
für die Einstellungsbildung muss für unterschiedli-
che Arten von Organisationen und Einstellungen
getrennt untersucht werden. Wir möchten dies für
Arbeitsorganisationen Ð also Unternehmen und
Betriebe Ð auf der einen und Einstellungen über die
Prinzipien einer gerechten Güter- und Lastenvertei-
lung in der Gesellschaft auf der anderen Seite unter-
nehmen. Da sie die Akzeptanz der existierenden ge-
sellschaftlichen Verteilungsstrukturen unmittelbar
beeinflussen, stellen Einstellungen zur Verteilungs-
gerechtigkeit zentrale Legitimationsnormen dar
(vgl. Wegener 1992). Die Analyse von Arbeitsorga-
nisationen erscheint uns deshalb nahe liegend, weil
erstens die über die Erwerbssphäre vermittelte öko-
nomische Situation Ð trotz des beschworenen Endes
der Arbeitsgesellschaft Ð auch weiterhin für Einstel-
lungen und Verhaltensweisen relevant ist (vgl. etwa
Isengard 2005; Rössel 2005; Stein 2005) und zweitens
die Erfahrungen am Arbeitsplatz die Ausbildung
allgemeiner moralischer Orientierungen beeinflus-
sen (Kohn/Schooler 1982, 1983; Liebig 2003).

Unser Beitrag gliedert sich wie folgt: Um die eigen-
ständige Bedeutung von Organisationen für die Ein-
stellungsbildung zunächst auf einer konzeptionellen
Ebene deutlich zu machen, beschäftigen wir uns im
ersten Abschnitt mit der Rolle von Arbeitsorganisa-
tionen in neueren Klassentheorien. Ihre beiden
Hauptvertreter Ð Erik Olin Wright und John H.
Goldthorpe Ð sehen die Steuerungsprobleme in Ar-
beitsorganisationen als eine Ursache für die Ausdif-
ferenzierung von Klassenpositionen an. Dann zei-
gen wir, warum Arbeitsorganisationen darüber hi-
naus als eigenständige Quelle sozialer Ungleichheit
berücksichtigt werden müssen, und berichten Be-
funde der Arbeitsmarkt- und Mobilitätsforschung.
Vor diesem Hintergrund widmen wir uns der Frage,
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welche Bedeutung Arbeitsorganisationen für die
Ausbildung sozialer Einstellungen haben können,
und leiten daraus drei Hypothesen über den Zusam-
menhang zwischen der Mitgliedschaft in Arbeitsor-
ganisationen und gesellschaftlichen Gerechtigkeits-
vorstellungen ab. Im daran anschließenden Ab-
schnitt überprüfen wir diese Hypothesen anhand
von Umfragedaten. Da wir zugleich Informationen
über die Gerechtigkeitseinstellungen von Beschäf-
tigten und über die Strukturen in deren Betrieben
benötigen, ein entsprechender Datensatz für
Deutschland aber nicht verfügbar ist, greifen wir auf
Daten zurück, die 1991/1992 in den USA erhoben
wurden. Der Beitrag schließt mit einer Diskussion
unserer Ergebnisse im deutschen Kontext und ihrer
Implikationen für die Sozialstrukturanalyse.

2 Einstellungen, Organisationen
und Klassen

Wenn wir im Anschluss an die These von der Orga-
nisationsgesellschaft nach der Bedeutung von Ar-
beitsorganisationen für die Strukturierung sozia-
ler Einstellungen fragen, so liegt es nahe, zunächst
die zeitgenössischen Klassentheorien zu befragen.
Diese gehen zum einen von einem engen Zusam-
menhang zwischen strukturell vermittelten Lebens-
chancen und Einstellungen aus. Die Annahme be-
steht darin, dass Personen in dem Maße ähnliche
Einstellungen ausbilden wie sie Ð aus marxisti-
scher Perspektive Ð mit anderen in gleiche Ausbeu-
tungsverhältnisse eingebunden sind oder Ð in der
Weber’schen Tradition Ð gleiche Lebenschancen tei-
len. Zum anderen erheben Klassentheorien immer
den Anspruch, die objektiven Strukturen sozialer
Ungleichheit zu erklären. Dabei greifen die beiden
prominentesten Vertreter beider Theorietraditio-
nen Ð Erik Olin Wright und John H. Goldthorpe Ð
auf organisationssoziologische Überlegungen zu-
rück. In beiden Fällen werden Organisationen für
die Ausdifferenzierung der Klassenstruktur verant-
wortlich gemacht. Diese Differenzierung der Le-
benschancen spiegelt sich dann auch in der Struktur
sozialer Einstellungen wider.

Das Problem, für das neuere Klassentheorien eine
Lösung finden müssen, besteht darin, dass das von
Marx vertretene binäre Klassenkonzept (Besitz/
Nichtbesitz an Produktionsmitteln) nicht geeignet
ist, die unterschiedlichen Lebenschancen und Ein-
stellungen der Masse der abhängig Beschäftigten
adäquat abzubilden und zu erklären (Wright 1997:
19; Goldthorpe 2000: 207f.). Erik Olin Wright geht
deshalb in seinem Modell von drei Dimensionen
aus, die die Klassenstruktur bestimmen: die Stellung
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zu den Produktionsmitteln, die fachlichen Qualifika-
tionen und die Herrschaftsmacht in Organisationen.
Die dritte Dimension ist für ihn aus zwei Gründen
wichtig: Erstens benötigt die kapitalistische Produk-
tion immer einen Kontrollapparat, mit dem die
Herrschaft über die Arbeiter ausgeübt werden
kann. Denn: „Capitalists do not simply own the
means of production and hire workers; they also do-
minate workers within production“(Wright 1997:
20). Herrschaft im Betrieb kann entweder direkt
oder indirekt ausgeübt werden. Direkte Herr-
schaftsausübung ist auf die Arbeitsvollzüge jedes
Einzelnen in Form direkter Handlungsanweisungen
des unmittelbaren Vorgesetzten bezogen. Indirekte
Herrschaft liegt dann vor, wenn das Management
bestimmte Entscheidungen trifft, die sich mittelbar
auf die individuelle Arbeitssituation auswirken. Aus
diesen beiden Formen der Herrschaftsausübung er-
gibt sich für Wright eine Ausdifferenzierung der
Klassenpositionen. Neben Erwerbstätigen ohne
Herrschaftsmacht und dem sehr eng mit der kapita-
listischen Klasse verbundenen Management unter-
scheidet er die Vorgesetzten (supervisors), die mit
der direkten Herrschaftsausübung im Betrieb be-
traut sind.

Der zweite Grund für die Berücksichtigung der
Herrschaftsmacht in Organisationen besteht darin,
dass sich Personen in Leitungsfunktionen einen Teil
des durch die Arbeiter produzierten Mehrwerts an-
eignen: Mit dem Ziel ihre Bindung an und ihren
Einsatz für die Organisation zu sichern, erhalten sie
von den Kapitalisten eine „Loyalitätsrente“. Diese
geht über das Einkommen hinaus, das zur Produk-
tion und Reproduktion der Arbeitskraft notwendig
wäre. Damit gehören Manager und Vorgesetzte
selbst zur Klasse der Kapitalisten, weil sie die Arbei-
ter indirekt oder direkt beherrschen und sich den
Mehrwert ihrer Arbeit aneignen, und sie gehören
zugleich der Arbeiterklasse an, weil sie selbst von
den Kapitalisten kontrolliert und ausgebeutet wer-
den. Je höher Manager in der betrieblichen Hierar-
chie angesiedelt sind, desto stärker werden sie kapi-
talistische Klasseninteressen vertreten, während der
„Klassencharakter“ der Vorgesetzten näher an dem
der Arbeiterklasse verbleibt.1 Je nach ihrer hierar-
chischen Position gehören Personen daher unter-
schiedlichen Klassen an. Umgekehrt gilt aber auch,
dass Organisationen selbst eigenständige Klassen-
strukturen ausbilden: „Some firms are run by a sin-
gle capitalist entrepreneur who hires a few managers
and a homogeneous set of workers. Such a firm has

1 „Thus upper managers, and especially CEO’s in large corpora-
tions will be very closely tied to the capitalist class, while the class
character of lower level supervisor jobs will be much closer to the
working class“ (Wright 1997: 20).
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a quite different class structure from a large corpo-
ration, with a hierarchically differentiated manage-
rial structure, an external board of directors repre-
senting rentier capitalist stockholders and a segmen-
ted working class“ (Wright 1997: 378). Weil Betriebe
jeweils eigene hierarchische Strukturen ausbilden,
unterscheiden sie sich auch in ihrer Klassenstruktur.
Die Existenz einer betrieblichen Rangordnung von
Positionen, die jeweils mit unterschiedlichen Rech-
ten der Ausübung von Herrschaft und einer entspre-
chenden Loyalitätsrente ausgestattet sind, führt so-
mit zu einer Differenzierung von Klassenpositionen.
Diese Differenzierung drückt sich dann auch in den
Einstellungen und Verhaltensweisen der Personen
aus.

Wenden wir uns dem Konzept von John H. Gold-
thorpe zu. Neben dem Verhältnis zum Arbeitsmarkt
(Selbstständige als Arbeitsplatzanbieter, Selbststän-
dige ohne Beschäftigte und abhängig Beschäftigte
als Arbeitsplatznachfrager) ist hier die Art des Be-
schäftigungsverhältnisses für die Differenzierung
von Klassenpositionen entscheidend. Ausgangs-
punkt der Überlegungen Goldthorpes sind die aus
der Unvollständigkeit des Arbeitsvertrages resultie-
renden Steuerungsprobleme.2 Weil die Arbeitsleis-
tungen in vielen Fällen im Voraus nicht exakt festge-
legt werden können, besteht für den Arbeitgeber
das Problem, dass er keine vollständige Information
darüber haben kann, ob eine Person die Arbeitsleis-
tungen auch tatsächlich in der gewünschten Art er-
bringt. Die daran anschließenden Steuerungsprob-
leme werden seit mehr als 40 Jahren von der Organi-
sationsforschung thematisiert (vgl. McGregor 1960;
Likert 1967; Braverman 1974). In der Institutionen-
ökonomik werden sie als „Agenturprobleme“ be-
zeichnet und umfassen neben dem Problem der
„hidden information“ vor allem das der „hidden ac-
tion“. Letzteres meint, dass „der Prinzipal [der Ar-
beitgeber, S.L./A.K.] keine genaue Kenntnis der
Handlungsmöglichkeiten und des tatsächlichen
Leistungsverhaltens eines Agenten [Arbeitnehmer,
S.L./A.K.] [hat]“ (Ebers/Gotsch 1999: 207).

Betriebe können mit Agenturproblemen unter an-
derem dadurch umgehen, indem sie sich zweier For-
men von Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen
bedienen. Während unter Bedingungen einer leich-
teren Kontrollierbarkeit eine „einfache“ Austausch-

2 Die Unvollständigkeit des Arbeitsvertrags ergibt sich daraus,
dass [1] Arbeitskraft im Gegensatz zu Konsum- oder Investitions-
gütern nicht in gleicher Weise übertragbar und beliebig teilbar,
sondern an Personen gebunden ist und [2] Arbeitsleistungen im
Unterschied zu Waren nicht ähnlich genau beschreibbar bzw.
messbar und in ihrem Beitrag für das auf den Absatzmärkten
realisierte Betriebsergebnis nicht eindeutig zurechenbar sind.
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beziehung auf der Grundlage erbrachter Stückzah-
len oder der verbrachten Zeit am Arbeitsplatz etab-
liert werden kann (labour contract), ist dies insbe-
sondere dort unmöglich, wo Personen ihr Experten-
wissen dem Betrieb zur Verfügung stellen, im
Interesse des Betriebs Entscheidungen treffen oder
ihre Arbeitsleistungen nicht unmittelbar ersichtlich
sind. In derartigen Fällen nimmt die Arbeitgeber-
Arbeitnehmer-Beziehung die Form eines Angestell-
tenverhältnisses an (service relationship). Es unter-
scheidet sich zum austauschbasierten Verhältnis da-
rin, dass neben der monetären Vergütung in Form
eines Gehalts Ð anstatt eines auf der erbrachten
Leistung beruhenden Arbeitslohns Ð den Beschäf-
tigten klar definierte Karrieremöglichkeiten in Aus-
sicht gestellt werden. Den Arbeitnehmern ein län-
gerfristig angelegtes Dienstverhältnis anzubieten, ist
für Betriebe auch in dem Maße wichtig, wie sie auf
spezifische Qualifikationen angewiesen sind bzw. In-
vestitionen in betriebsspezifische Qualifikationen
der Beschäftigten getätigt haben. Denn unter den
Bedingungen kurzfristiger, am Austausch orientier-
ter Arbeitsverhältnisse wäre das Risiko, diese Quali-
fikationen an andere Unternehmen zu verlieren, re-
lativ hoch. Weil die beiden Arten von Arbeitsver-
hältnissen letztlich als Idealtypen zu verstehen sind,
ergeben sich für Unternehmen eine Reihe von Frei-
heitsgraden bei der Ausgestaltung der konkreten
Beziehung zu den Arbeitnehmern Ð es ist also da-
von auszugehen, dass unter bestimmten Bedingun-
gen durchaus Mischformen aus dem Arbeits- und
Angestelltenverhältnis entstehen.

Wenn sich nun Beschäftigungsverhältnisse nach den
Bedingungen, unter denen die Arbeitstätigkeit voll-
zogen wird (z.B. Autonomie der Zeitverwendung
am Arbeitsplatz), in der Höhe der Einkünfte und
der sonstigen Arten der Vergütung oder den beste-
henden Karrieremöglichkeiten unterscheiden und
Betriebe darüber entscheiden können, welche Form
des Arbeitsvertrags sie mit welchen Beschäftigten
eingehen, so hat dies eine Differenzierung klassen-
spezifischer Lebenschancen zur Konsequenz (vgl.
Goldthorpe 2000: 209). Auch wenn es für bestimmte
Berufe jeweils dominante Formen des Arbeitsver-
trags geben kann, sieht Goldthorpes Modell auch
zwischenbetriebliche Klassenunterschiede vor. Zwei
Personen mit derselben beruflichen Tätigkeit finden
sich dann in unterschiedlichen Klassenpositionen
wieder, je nachdem, ob sie in einem Arbeiter- oder
Angestelltenverhältnis beschäftigt sind.

Wir halten fest: In beiden Klassenmodellen sind or-
ganisationsspezifische Steuerungsprobleme bzw. die
jeweiligen Versuche zu deren Lösung die Ursache
für die Ausdifferenzierung der Klassenstruktur. Bei
Goldthorpe sind es arbeitsvertragliche Strategien
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zur Lösung von Agenturproblemen, bei Wright die
Einführung einer hierarchischen Arbeitsorganisa-
tion zur Ausübung betrieblicher Herrschaft. In bei-
den Fällen hat die Differenzierung innerhalb der
Organisation eine entsprechende Differenzierung
der Klassenstruktur zur Folge. Weil sowohl Wright
(1997) als auch Goldthorpe (2000: 6f.) davon ausge-
hen, dass soziale Einstellungen und Verhaltenswei-
sen durch die jeweilige Klassenposition bestimmt
werden, haben Organisationen somit auch einen
Einfluss auf die Strukturierung von Einstellungen.

Dies allein wäre nur ein schwacher Beleg für die
zentrale Bedeutung von Organisationen für die Ein-
stellungsbildung. Denn erstens handelt es sich ledig-
lich um einen indirekten, über die Zuweisung der
Klassenposition vermittelten Effekt, und zweitens
wird die empirische Tragfähigkeit der Annahme ei-
ner Klassenstrukturiertheit von Einstellungen schon
seit geraumer Zeit angezweifelt (vgl. Hradil 1992;
Zerger 2000). Angesichts gesellschaftlicher Diffe-
renzierungs- und Individualisierungsprozesse wird
grundsätzlich hinterfragt, ob sich die Soziologie
überhaupt noch dem Konzept gesellschaftlicher
Großgruppen bedienen könne (vgl. Rössel 2005).
Menschliche Lebenserfahrungen und Handlungssi-
tuationen ähnelten sich immer weniger und damit
schwänden die Möglichkeiten gemeinsamer Erfah-
rungshorizonte, die die Grundlage kollektiv geteil-
ter Einstellungen bilden (vgl. Bradley 1996; Sennett
1998).

Doch aus unserer Sicht liegt eine Ursache für die
abnehmende Erklärungskraft klassentheoretisch
fundierter Einstellungsanalysen darin, dass man die-
jenige gesellschaftliche Ebene ausblendet, die dafür
verantwortlich ist, dass die sozialen Situationen der
Menschen immer heterogener werden. Folgt man
den Vertretern der These von der Organisationsge-
sellschaft, so sind es Organisationen, die für diese
Heterogenität verantwortlich sind (vgl. Schimank
2001). Dies wird bereits in den dargestellten Klas-
sentheorien deutlich. Denn für beide Ansätze gilt,
dass die möglichen Strategien zur Vermeidung von
Agenturproblemen oder der Ausübung der Herr-
schaft über einzelne Arbeitsorganisationen hinweg
unterschiedlich sein können. Dies hat notwendiger-
weise zur Folge, dass auch die Möglichkeiten des
Zugangs zu sozialen Gütern und Positionen über die
einzelnen Arbeitsorganisationen hinweg variieren
müssen, mit der Konsequenz, dass es für die indivi-
duellen Lebenschancen entscheidend ist, in welcher
Organisation eine Person Mitglied ist. Allein aus
dem Mitgliedschaftsstatus können sich also bereits
Einkommens- oder Karrierevorteile ergeben. Bevor
wir empirische Befunde vorstellen, die genau das
deutlich machen, möchten wir aus einer organisati-
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onssoziologischen Perspektive darlegen, warum dies
auch theoretisch plausibel ist. Das zentrale Argu-
ment besteht darin, dass in Arbeitsorganisationen
Kollektivgüter erzeugt werden, zu denen prinzipiell
alle Organisationsmitglieder Zugang haben, und es
sich bei Einkommens- und Mobilitätschancen genau
um derartige Kollektivgüter handelt.

3 Einkommens- und Karrierechan-
cen als organisationsspezifisches
Kollektivgut

Mit dem Mitgliedschaftsstatus in einer Organisation
ist immer die Möglichkeit des Zugangs zu solchen
Gütern oder Vergünstigungen verbunden, die für
alle Mitglieder bereitgestellt werden Ð so genannten
Kollektivgütern. Williamson (1975) verweist darauf,
dass Organisationen sich gerade dadurch auszeich-
nen, dass sie im Gegensatz zu den Schwankungen
externer Märkte intern stabile Interaktionszusam-
menhänge konstituieren. Dies bedeutet für die Or-
ganisationsmitglieder, dass sie auch von den Nach-
frage- und Preisschwankungen auf den Arbeits-
märkten zumindest bis zu einem gewissen Grad ab-
geschottet werden. Zugleich werden Organisationen
in der Organisationstheorie als korporative Akteure
verstanden, die sich über eine Ressourcenzusam-
menlegung konstituieren. Preisendörfer (2005: 27f.)
beschreibt treffend, was damit gemeint ist: „Korpo-
rative Akteure entstehen dadurch, dass individuelle
Akteure Ressourcen in einen Pool einbringen. Über
diesen Ressourcenpool wird dann nicht mehr indivi-
duell, sondern im Verbund disponiert. Und aus der
gemeinsamen Disposition über die zusammengeleg-
ten Ressourcen ergibt sich ein Korporationsertrag,
der dann auf die individuellen Akteure verteilt wer-
den kann.“ Als Korporationsertrag gilt nicht nur der
von einem Unternehmen erwirtschaftete Gewinn,
sondern er umfasst auch die Vorteile, die sich aus
der Geschäftsentwicklung oder der Marktposition
eines Unternehmens ergeben. Damit kommt dem
Korporationsertrag der Status eines Kollektivguts zu
(Preisendörfer 2005: 39f.). Von ihm können prinzipi-
ell alle Mitglieder profitieren.3 So kann sich der
wirtschaftliche Erfolg etwa in einer Expansion des
Unternehmens äußern und bringt entsprechende
Einkommens- und Mobilitätschancen für alle Be-
schäftigten mit sich. Einkommens- und Mobilitäts-
chancen werden deshalb bereits vom bloßen Mit-
gliedschaftsstatus in einer spezifischen Arbeitsorga-
nisation mitbestimmt.

3 Dass es gerade in privatwirtschaftlichen Organisationen zu
grundsätzlichen Konflikten um die Verteilung des Korporations-
ertrags kommt, ist davon unbenommen.
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Dass Arbeitsorganisationen derartige Kollektivgü-
ter produzieren und diese den Beschäftigten auch
unabhängig von ihrer Klassenposition oder ihrer
Stellung im Betrieb zugute kommen, wurde in der
Vergangenheit vor allem im Anschluss an die neo-
strukturalistische Arbeitsmarktforschung empirisch
untersucht (Baron/Bielby 1980; Baron 1984; Prei-
sendörfer 1987; Brüderl et al. 1991). Im Unterschied
zum Einfluss von Gewerkschaften, Arbeitsmarktpo-
litiken oder makroökonomischer Konjunkturent-
wicklung auf die individuellen Einkommens- und
Karriereverläufe wird hier gefragt, inwieweit sich
Mobilitäts- und Einkommensstrukturen zwischen
Organisationen unterscheiden und daher organisati-
onsspezifische Ungleichheiten generiert werden.

Was den Aspekt der Einkommensungleichheiten
anbelangt, so wird die Auswirkung verschiedener
Organisationsmerkmale sowohl auf die Einkom-
menshöhe als auch auf den Grad der Einkommens-
streuung, d.h. auf die Einkommensungleichheit in-
nerhalb der Arbeitsorganisation untersucht. Mit
Blick auf das Einkommensniveau spielt die Organi-
sationsgröße eine zentrale Rolle (Oi/Idson 1999;
Carroll/Mayer 1984; Kalleberg/Van Buren 1996a; Le
Grand et al. 1994; Brüderl/Preisendörfer 1986). Ger-
lach und Hübler (1998) konnten für Deutschland
zeigen, dass die betriebsgrößenbedingten Einkom-
mensunterschiede zwischen 1984 und 1993 zuge-
nommen haben. Als weitere Determinante des
Durchschnittseinkommens gilt die Existenz betrieb-
licher Arbeitsmärkte. So konnten Kalleberg und
Van Buren (1996a) für die USA nachweisen, dass
Arbeitsorganisationen, in denen ein interner Ar-
beitsmarkt existiert, im Durchschnitt höhere Ein-
kommen zahlen (siehe auch Le Grand et al. 1994).
Hinsichtlich der Einkommensungleichheit, die in ei-
ner Arbeitsorganisation existiert, wird unter ande-
rem von einem negativen Effekt des gewerkschaft-
lichen Organisationsgrades auf die Einkommens-
streuung ausgegangen, während ein positiver Effekt
der Organisationsgröße nachgewiesen werden konnte
(Kalleberg/Van Buren 1996b). Schließlich lassen
sich auch betriebsspezifische Effekte der Lohndis-
kriminierung von Frauen feststellen (Achatz et al.
2005).

Die Analyse betrieblicher Karrieremobilität hat sich
bisher vor allem auf drei Aspekte konzentriert: (a)
die Existenz interner Arbeitsmärkte, (b) demografi-
sche Einflüsse innerhalb der Organisation sowie (c)
populationsökologische Prozesse, die sich organisa-
tionsübergreifend vollziehen. Die Existenz eines in-
ternen Arbeitsmarktes hat einen positiven Effekt
auf die Arbeitsplatzsicherheit und Karrierechancen
der Stammbelegschaft, weil interne Arbeitsmärkte
die Organisationsmitglieder gegen den freien Wett-
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bewerb mit externen Kandidaten abschirmen und
interne Karriereleitern bieten (Blossfeld/Mayer
1988; Doeringer/Piore 1971; Sørensen 1983b). Die
Organisationsdemografie kann zeigen, dass die de-
mografischen Kennwerte einer Organisation Mobili-
tätsprozesse beeinflussen und daher ungleiche Kar-
rierechancen produzieren. So beeinflusst die Dichte
verschiedener Kohorten innerhalb einer Arbeitsor-
ganisation sowohl die Fluktuationsrate ihrer Mit-
glieder als auch die relativen Aufstiegschancen der
Organisationsmitglieder innerhalb der Organisati-
onshierarchie (Stewman/Konda 1980, 1983). Die
ökologische Karriereforschung untersucht schließ-
lich die Auswirkungen der Interaktion von Organi-
sationen auf Karrieremobilität. So werden mit der
Gründung und Auflösung von Unternehmen, aber
auch durch Fusionen in großer Zahl Arbeitsplätze
geschaffen oder vernichtet (siehe u.a. Haveman/Co-
hen 1994; Haveman 1995; Windzio/Rasztar 2000;
Windzio 2001). Bereits in den 1980er Jahren konnte
anhand der von Ziegler und seinen Mitarbeitern
durchgeführten „Südwerk-Studie“ gezeigt werden,
dass aus Expansion oder Kontraktion unterschiedli-
che Karrieremöglichkeiten resultieren (vgl. Preisen-
dörfer 1987). Die Verteilung entsprechender Oppor-
tunitäten und Restriktionen folgt dabei gerade kei-
ner klassenspezifischen Logik.

Wie neuere Studien mit Hilfe so genannter
Employer-Employee-Datensätze zeigen, haben Ver-
änderungen der Struktur der Arbeitsorganisation
nicht unwesentliche Effekte auf die Einkommens-
verteilung und die Karrierechancen unterschiedli-
cher Beschäftigtengruppen (Bauer/Bender 2002,
2004). So konnten Bauer und Bender (2002) für den
Zeitraum 1993 bis 1997 anhand von Daten des IAB-
Betriebspanels und der BA-Beschäftigtenstatistik
nachweisen, dass der Abbau von Hierarchieebenen,
die Verlagerung von Entscheidungsbefugnissen auf
niedrigere hierarchische Ebenen und die Einfüh-
rung von Gruppenarbeit und selbstverantwortlicher
Arbeitsgruppen zu einer Zunahme von Einkom-
mensungleichheiten führt.

Aus diesen Befunden lässt sich schlussfolgern, dass
Arbeitsorganisationen die Lebenschancen ihrer Mit-
glieder in einer doppelten Weise beeinflussen: Ers-
tens tragen sie zur Differenzierung der Klassenposi-
tionen bei. Zweitens generieren sie organisations-
spezifische Einkommens- und Mobilitätschancen,
die den Status eines Kollektivguts haben und klas-
senspezifischen Verteilungslogiken entgegenstehen
können. Personen mit der gleichen Bildung, der
gleichen beruflichen Tätigkeit, demselben Beschäf-
tigungsverhältnis und derselben hierarchischen Posi-
tion können aufgrund der Tatsache, dass sie in ver-
schiedenen Betrieben beschäftigt sind, dennoch un-
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terschiedliche Lebenschancen im Sinne von Ein-
kommens- und Karrieremöglichkeiten besitzen.
Nicht nur die Zugehörigkeit zu einer Klasse, son-
dern auch die Mitgliedschaft in einer bestimmten
Arbeitsorganisation ist damit für die Lebenschancen
einer Person wichtig. In dem Maß wie die Einstel-
lungsbildung unter dem Eindruck dieser Chancen
geschieht, erhalten Organisationen somit eine eigen-
ständige Bedeutung. Im folgenden Abschnitt legen
wir zunächst dar, aus welchen Gründen dieser
Schluss plausibel ist, und zeigen, wie sich die Ana-
lyse von Einstellungen zur Verteilungsgerechtigkeit
diese Erkenntnis zunutze machen kann. Wenn sich
die entwickelten Hypothesen über die Bedeutung
der Organisationszugehörigkeiten für die Einstel-
lung zur sozialen Gerechtigkeit auch in der empiri-
schen Analyse bewähren, ist damit ein erster Nach-
weis erbracht, dass Arbeitsorganisationen tatsäch-
lich auch einen Schlüssel zur Erklärung sozialer Ein-
stellungen darstellen.

4 Einkommens- und Mobilitäts-
chancen in Organisationen und
Einstellungen zur Verteilungs-
gerechtigkeit

Dass die Strukturen und Prozesse in Arbeitsorgani-
sationen auch die Einstellungen der Beschäftigten
beeinflussen, ist ein zentraler Gegenstand der Ar-
beits- und Organisationspsychologie. Freilich stehen
hier vor allem arbeitsbezogene Einstellungen im
Mittelpunkt, wenn es um Arbeitszufriedenheit, Ein-
stellungen zu Vorgesetzen oder commitment dem
Unternehmen gegenüber geht (vgl. Fischer 1991;
Kirchler 2005; Nerdinger 2003). In der Soziologie
wurde die Bedeutung von Organisationen vor allem
unter dem Aspekt der „Entfremdung“ diskutiert.
Bereits bei Marx hat die soziale Isolation der Arbei-
ter, ihre Unterwerfung unter die Macht des Fabrik-
besitzers und die hochgradige Fragmentierung der
Arbeitsvollzüge Konsequenzen für die Lebensvoll-
züge der Menschen außerhalb ihres unmittelbaren
Arbeitsvollzugs (vgl. Schimank 2001). Robert Mer-
tons (1971) „bürokratischer Virtuose“, Whytes
(1956) „organizational man“ oder auch die durch
Arbeitsorganisationen geprägten Sozialcharaktere
von Presthus (1962) verweisen darauf, dass Organi-
sationen eigenständige Sozialisationsagenturen sind,
deren Wirkung gerade nicht auf die unmittelbaren
Arbeitsvollzüge und die damit verbundene Aufga-
benerfüllung reduziert ist (vgl. Kohn/Schooler 1982,
1983; Kohn et al. 1990). Dass die Strukturen und
Prozesse der internen Arbeitsorganisation zu unter-
schiedlichen Einstellungen führen können, zeigt
eine Reihe empirischer Studien aus den 1980er und
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1990er Jahren. So untersuchten Lincoln und Kalle-
berg (1985) in einem japanisch-US-amerikanischen
Vergleich den Grad der Bindung von Organisations-
mitgliedern an ihre Arbeitsorganisation und zeigen,
dass die jeweilige Organisationsstruktur eine wich-
tige Rolle spielt. Für unseren Zusammenhang ist in-
teressant, dass die Art der Arbeitsorganisation of-
fenbar auch für die arbeitsplatzbezogenen Gerech-
tigkeitsvorstellungen wichtig ist. So sprechen sich
Beschäftigte unter den Bedingungen flacher Hierar-
chien und engeren sozialen Beziehungen zwischen
den Beschäftigten eher für eine Gleichverteilung
von Einkommen aus als im entgegengesetzten Fall
(Kabanoff 1991).

Dieser Überblick verdeutlicht, dass die Bedeutung
von Arbeitsorganisationen nur für arbeitsbezogene
Einstellungen bislang untersucht wurde. Wie wir bei
der Diskussion der Einkommens- und Mobilitäts-
chancen als organisationsspezifische Kollektivgüter
sahen, sind Arbeitsorganisationen aber nicht nur
deshalb für die Einstellungsbildung relevant, weil
sie ihren Mitgliedern bestimmte Erfahrungen in der
Arbeitstätigkeit vermitteln. Als eigenständige For-
men der sozialen Aggregation verfügen sie über
spezifische Strukturen, die die individuellen Lebens-
chancen im Sinne von Einkommens- und Karriere-
möglichkeiten beeinflussen. Und sie bilden interne
Regelsysteme aus, nach denen Güter und Positio-
nen verteilt werden. Am Beispiel der Einstellungen
zur gesellschaftlichen Verteilungsgerechtigkeit wol-
len wir deshalb im Folgenden zeigen, welche Bedeu-
tung organisationsspezifische Opportunitätsstruktu-
ren auf der einen und Verteilungsregime auf der an-
deren Seite für gesellschaftsbezogene Einstellungen
haben.

In der Gerechtigkeitsforschung ist es üblich, zwi-
schen mindestens zwei idealtypischen Mustern von
Gerechtigkeitsvorstellungen zu unterscheiden (Hal-
ler et al. 1995; Liebig/Wegener 1995; Wegener 1992):
das eine wird als Individualismus, das andere als
Etatismus bezeichnet. Aus Sicht des Individualismus
werden soziale Ungleichheiten als gerecht angese-
hen. Verteilungskonflikte sollten durch Marktpro-
zesse gelöst werden, und es sind vor allem die indivi-
duellen Anstrengungen und Leistungen, die das
zentrale Zuweisungskriterium für Güter und Lasten
sind. Aus Sicht des Etatismus hingegen werden Un-
gleichheiten prinzipiell als ungerecht angesehen.
Insbesondere dem Staat wird die Aufgabe zugewie-
sen, soziale Ungleichheiten in der Ausstattung mit
sozialen Gütern zu reduzieren, auch und ganz be-
sonders durch redistributive Maßnahmen. Die Zu-
weisungskriterien für soziale Güter sind hier vor al-
lem die bloße Zugehörigkeit zu einer Gesellschaft
und der individuelle Bedarf.
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Wenn wir nun erklären möchten, warum die Men-
schen sich stärker für das eine oder das andere Mo-
dell sozialer Gerechtigkeit aussprechen, so können
wir uns auf zwei Argumente beziehen, die auch für
die klassentheoretische Einstellungsanalyse grund-
legend sind: Erstens, dass Personen solche Gerech-
tigkeitseinstellungen vertreten, die aus ihrer aktuel-
len sozialen Situation heraus rational sind, und zwei-
tens, dass die aktuellen Gerechtigkeitseinstellungen
das Ergebnis von Lernprozessen in den unterschied-
lichen Phasen der Sozialisation sind. Und in der Tat
wissen wir aus einer Reihe empirischer Studien, dass
der Grad der Zustimmung zu den beiden idealtypi-
schen Gerechtigkeitsvorstellungen von der eigenen
Position im Ungleichheitsgefüge abhängig ist (z.B.
Haller et al. 1995; Kluegel/Miyano 1995; Liebig/We-
gener 1995; Svallfors 2005; Wegener/Liebig 1993).
Wer über ein geringes Einkommen, geringe berufli-
che Mobilitätserfahrungen, geringe Bildung und ein
hohes Arbeitslosigkeitsrisiko verfügt, plädiert für
Eingriffe des Staats in die marktbasierte Verteilung
und geringe soziale Ungleichheiten. Demgegenüber
sehen Menschen mit besseren Einkommens- und
Mobilitätschancen eine gesellschaftliche Vertei-
lungsordnung als gerecht an, die durch geringere
Eingriffe des Staats, höhere soziale Ungleichheiten
und die Betonung von Leistungskriterien bei der
Verteilung von Gütern und Positionen gekennzeich-
net ist. Beide Standpunkte spiegeln die Verteilungs-
interessen wider, die für die jeweiligen sozialen Si-
tuationen, aus denen heraus sie formuliert werden,
rational sind. Wer wenig hat, möchte mehr und ruft
den Staat zu Hilfe, wer viel hat, möchte dies behal-
ten und sieht sich um seinen gerechten Lohn ge-
bracht, wenn der Staat es ihm wegnimmt.

Zugleich wird die Präferenz für das eine oder an-
dere Modell sozialer Gerechtigkeit auch durch So-
zialisationserfahrungen bestimmt. Deshalb finden
wir im internationalen Vergleich auch positionsun-
abhängige Unterschiede in den Gerechtigkeitsvor-
stellungen zwischen unterschiedlichen Gesellschaf-
ten (Liebig/Wegener 1995). Entscheidend ist, dass
Konzeptionen der Gerechtigkeit als Regeln angese-
hen werden können, mit deren Hilfe man Konflikte
um die Verteilung knapper und begehrter Güter
und Positionen einer hinreichend stabilen, weil weit-
hin akzeptierten Lösung zuführen kann (Rabin
1993; Vieth 2003). Im Rahmen der unterschiedli-
chen Sozialisationsphasen lernen die Menschen,
dass bestimmte Verteilungsregeln für die Lösung
von Verteilungskonflikten eher geeignet sind als an-
dere. Wer deshalb täglich erfährt, dass eine be-
stimmte Norm zur Lösung von Verteilungskonflik-
ten im Betrieb angewendet wird, wird diese Norm
auch eher unterstützen als eine, mit deren Anwen-
dung er weniger Erfahrungen hat und deren Taug-
lichkeit zur Lösung gesellschaftlicher Verteilungs-

262 ZAF 2/2006

konflikte ihm deshalb auch weniger bekannt ist. Es
sind also die individuellen Lernerfahrungen im Be-
zug auf die Lösung von Verteilungskonflikten, die
neben der individuellen Interessenlage die Zustim-
mung zu Etatismus oder Individualismus beeinflus-
sen können.

Wenn wir vor diesem Hintergrund nach der Bedeu-
tung von Organisationen für die gesellschaftsbezo-
genen Gerechtigkeitsvorstellungen fragen, so kann
die Antwort auf zwei Argumenten aufbauen: auf ei-
nem Rationalitätsargument und einem lerntheoreti-
schen Sozialisationsargument. Dementsprechend
sind zum einen die bestehenden Einkommens- und
Mobilitätschancen und zum anderen die in einer Or-
ganisation angewandten Regeln zur Lösung von
Verteilungskonflikten entscheidend.

Zunächst zum Rationalitätsargument. Die Tatsache,
dass die Strukturen in Arbeitsorganisationen die
Einkommens- und Karrierechancen ihrer Mitglieder
unmittelbar beeinflussen, bedeutet, dass wir von ei-
ner organisationsspezifischen Situationslogik ausge-
hen können. Wenn Personen also ihre Präferenz für
das eine oder das andere Modell zur Lösung gesell-
schaftlicher Verteilungskonflikte äußern sollen, so
tun sie dies auch unter dem Eindruck der Karriere-
und Einkommenschancen in ihrem Betrieb. Diese
Situationslogik kann für Personen mit identischer
Klassenposition sehr unterschiedlich sein, weshalb
deren unterschiedliche Präferenzen auch nicht
durch die klassischen Strukturmerkmale, sondern
erst durch die Berücksichtigung der Opportunitäts-
strukturen im Betrieb erklärt werden können. Des-
halb ist zu erwarten, dass Personen in Betrieben mit
hohen Einkommensungleichheiten und hohen Mo-
bilitätschancen eher Individualismus und weniger
Etatismus favorisieren werden. Beschäftigte beur-
teilen Fragen der gesellschaftlichen Verteilungsge-
rechtigkeit hier unter dem Eindruck der eigenen
Einkommens- und Mobilitätschancen. Ein Eintreten
für Etatismus widerspräche ihren Verteilungsinte-
ressen, denn unter der Geltung einer derartigen
Verteilungsordnung bestünde die Gefahr, dass auf
Einkommenszugewinne verzichtet werden müsste.
Unsere erste Hypothese lautet deshalb:

Hypothese 1:
Unter den Bedingungen hoher Mobilitäts- und Ein-
kommenschancen in einem Betrieb präferieren die
Beschäftigten eher individualistische und weniger
etatistische Gerechtigkeitseinstellungen.

Entscheidend für unser lerntheoretisches Argument
ist, dass Arbeitsorganisationen Verteilungsinstanzen
für materielle oder immaterielle Güter und Positio-
nen sind. Weil diese Güter und Positionen knapp
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und begehrt sind, kommt es zu Verteilungskonflik-
ten zwischen den Beschäftigten. Explizite oder im-
plizite Regelsysteme definieren die Verfahren und
Kriterien, nach denen Verteilungen vorgenommen
werden, um so die entstehenden Konflikte zu redu-
zieren. Die konkrete Ausgestaltung der Regelsys-
teme kann zwischen zwei Extremen angesiedelt
werden. Betriebe können Einkommen oder Positio-
nen entweder unter vollständiger Ausblendung indi-
vidueller Leistung, des Wettbewerbs oder von
Marktprozessen vornehmen, oder genau diese As-
pekte als ausschließliche Zuteilungskriterien ver-
wenden. Verteilungsprozesse werden sich dann da-
rin auszeichnen, ob und in welcher Gewichtung be-
stimmte Verteilungsregeln berücksichtigt werden Ð
etwa das Leistungs-, das Senioritäts- oder auch das
Gleichheitsprinzip Ð und in welchem Ausmaß ex-
terne Marktbedingungen relevant sind Ð so dass bei
der Besetzung von Positionen beispielsweise auf in-
terne oder externe Arbeitsmärkte zurückgegriffen
wird. Auch wenn dies im Einzelfall nicht expliziert
wird, sind mit den angewandten Regelsystemen
auch spezifische Vorstellungen über eine gerechte
Verteilung der entsprechenden Güter und Positio-
nen verbunden (Soltan 1987).

Somit werden Personen in Arbeitsorganisationen
mit einer Reihe von Verteilungskonflikten konfron-
tiert. Sie können beobachten, welche Regeln beim
Umgang mit diesen Konflikten angewandt werden
und welche Konsequenzen damit jeweils verbunden
sind. Mit anderen Worten: Der Organisationskon-
text stellt einen Ort dar, in dem die Tauglichkeit be-
stimmter Regeln zur Reduzierung oder Lösung von
Verteilungskonflikten beobachtet werden kann.
Dass Betriebe in diesem Sinne auch als Sozialisati-
onsinstanzen zu verstehen sind, die für die Ausbil-
dung solcher Norm- und Wertvorstellungen ihrer
Mitglieder wichtig sind, die über die unmittelbare
Arbeitstätigkeit hinausgehen, wurde in der Vergan-
genheit wiederholt gezeigt (vgl. Hoff 1985; Kohn
1981, 1985; Steinkamp 1981; Windolf 1981: 59ff.).
Insbesondere aus der qualitativen Moralforschung
liegen eine Reihe berufsbiographischer Studien vor,
die den Zusammenhang von Berufssituation und
Moralentwicklung unterstreichen (Corsten/Lempert
1997; Hoff et al. 1991; Lempert 1986). Entscheiden-
der sind dabei die Arbeiten von Melvin Kohn und
Carmi Schooler (Kohn/Schooler 1973, 1982, 1983;
Kohn et al. 1990). Denn sie bestätigen nicht nur
über international vergleichende Längsschnittstu-
dien den postulierten Zusammenhang zwischen Ar-
beitssituation und individuellen Wertorientierun-
gen,4 sondern ihre Ergebnisse stützen auch die zu-

4 „Jobs that facilitate occupational self-direction increase men’s
ideational flexibility and promote a self-directed orientation to

ZAF 2/2006 263

grunde gelegte Kausalitätsvermutung: Die arbeits-
organisatorischen Bedingungen am Arbeitsplatz
vermitteln sozialmoralische Lernprozesse, diese
Lernerfahrungen werden generalisiert und auf an-
dere soziale und gesellschaftliche Bereiche übertra-
gen (Kohn/Schooler 1982: 1272). Entsprechendes
können wir auch für die am Arbeitsplatz beobachte-
ten Strategien zur Lösung von Verteilungskonflikten
vermuten. Die Erfahrungen werden auf Einstellun-
gen und Werthaltungen übertragen, die nicht auf
den unmittelbaren Arbeitsplatz bezogen sind und es
kommt zu einer Generalisierung der am Arbeits-
platz beobachteten Konfliktlösungsstrategien. In ei-
ner Organisation, in der die Verteilung von Einkom-
men oder Positionen einer Marktlogik und der Be-
tonung individueller Leistung folgt, lernen die Be-
schäftigten, dass Verteilungskonflikte durch diese
Art der Verteilungsregeln gelöst werden können.
Unter der Annahme einer „learning generalization“
(Kohn et al. 1990) würden die Beschäftigten dieses
Modell dann auch eher für die Lösung von Vertei-
lungskonflikten auf der gesellschaftlichen Ebene an-
wenden. Individualismus wäre dann das entspre-
chende Einstellungsmuster, das wir auf der gesell-
schaftlichen Ebene erwarten. Wir können deshalb
als zweite Hypothese formulieren:

Hypothese 2:

Es kommt zu einer Generalisierung der in der Orga-
nisation beobachteten Verteilungsregeln. Mitglieder
von Organisationen, die bei der internen Güter- und
Positionsverteilung einer marktnahen Verteilungslo-
gik folgen, werden deshalb Individualismus eher zu-
stimmen. Demgegenüber ist eine Präferenz für Eta-
tismus bei Beschäftigten zu erwarten, in deren Be-
trieben Verteilungen unter Aussetzung der Marktlo-
gik stattfinden.

Wenn Organisationen tatsächlich einen sozialisatori-
schen Effekt auf die Verteilungsvorstellungen ihrer
Mitglieder haben, ist davon auszugehen, dass dieser
umso stärker ist, je länger eine Person bereits in ei-
ner Arbeitsorganisation tätig ist. Vorausgesetzt, dass
Betriebe ihre Strategien zur Lösung von Vertei-
lungskonflikten nicht beständig ändern, hätten Per-
sonen mit einer höheren Betriebszugehörigkeit
mehr Möglichkeiten in der Vergangenheit gehabt,
die Tauglichkeit der jeweiligen Regelsysteme zur
Lösung von Verteilungskonflikten zu beobachten.
Bei längerer Betriebszugehörigkeit müsste sich des-
halb auch ein stärkerer Zusammenhang zwischen
arbeitsorganisatorischen Bedingungen und Gerech-

self and to society; jobs that limit occupational self-direction de-
crease men’s ideational flexibility and promote a conformist ori-
entation to self and to society“ (Kohn/Schooler 1982: 1281).



Soziale Einstellungen in der Organisationsgesellschaft Stefan Liebig und Alexandra Krause

tigkeitseinstellungen einstellen. Oder mit den Wor-
ten Caspar G. Homans ausgedrückt: „the rule of dis-
tributive justice is a statement of what ought to be,
and what people say ought to be is determined in
the long run and with some lag by what they find in
fact to be the case“ (Homans 1961: 249f.). Unsere
dritte Hypothese lautet daher:

Hypothese 3:
Mit der Dauer der Betriebszugehörigkeit verstärken
sich die organisationsstrukturellen Effekte auf die
untersuchten Gerechtigkeitseinstellungen.

Will man den sozialisatorischen Einfluss von Orga-
nisationen auf die Einstellungen ihrer Mitglieder
empirisch überprüfen, so sind dafür Längsschnittda-
ten notwendig. Erst dann erhalten wir zweifelsfreie
Hinweise darauf, ob Gerechtigkeitseinstellungen
tatsächlich Positionswirkungen sind (Boudon 1990)
und von den Lernerfahrungen in der Arbeitsorga-
nisation beeinflusst werden. Werden diese Zusam-
menhänge in Querschnittsdaten beobachtet, kann es
sich um Selektionseffekte handeln: Zum einen, weil
Personen in solche Betriebe eintreten bzw. von sol-
chen Betrieben ausgewählt werden, deren arbeitsor-
ganisationale Strukturmerkmale mit ihren Einstel-
lungen kompatibel sind (vgl. Weeden/Grusky 2003:
6f.). Zugleich ist es möglich, dass Personen in sol-
chen Betrieben länger verweilen, deren Opportuni-
tätsstrukturen und Verteilungsregime eher mit ihren
Gerechtigkeitsvorstellungen in Einklang stehen. Wir
können also auf der Grundlage einer einmaligen
Messung nicht zwischen Sozialisations- und Selekti-
onseffekten unterscheiden. Aufgrund der uns ver-
fügbaren Querschnittsdaten müssen wir uns damit
begnügen, in einem ersten Schritt zu überprüfen, ob
sich die vermuteten Zusammenhänge tatsächlich
einstellen. Dass wir dabei signifikante Korrelationen
beobachten, stellt eine notwendige Bedingung dar,
um dann anhand von Längsschnittdaten die Rich-
tung des Zusammenhangs eindeutig bestimmen zu
können.

5 Empirische Überprüfung

Zur Überprüfung unserer drei Hypothesen benöti-
gen wir Daten, die uns Auskunft über die Einstel-
lungen von Personen zur Gerechtigkeit gesellschaft-
licher Güterverteilungen und zusätzlich zu den Op-
portunitätsstrukturen und dem Verteilungsregime in
ihrem Beschäftigungsbetrieb geben. Ein derartiger
Datensatz existiert in Deutschland nicht. Entweder
verfügen wir über ausführliche Angaben zu den Ge-
rechtigkeitseinstellungen der Befragten (z.B. Inter-
national Social Justice Project Ð ISJP 1991, 1996,
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2000) ohne Informationen über die Arbeitsstätten;
oder es liegen ausführliche Informationen über die
Arbeitsstätten und die individuellen berufsbezoge-
nen Merkmale vor (z.B. der Linked-Employer-Em-
ployee Datensatz des IAB), ohne dass wir Zugang
zu den Gerechtigkeitseinstellungen der Personen
haben. Der einzige Datensatz, der die notwendigen
Informationen enthält, lässt sich auf der Grundlage
des General Social Survey (GSS) von 1991, der da-
ran anschließenden National Organization Study
(NOS, Kalleberg et al. 1994) und einer Wiederho-
lungsbefragung des GSS 1991 im Rahmen des Inter-
national Social Survey Program (ISSP) aus dem Jahr
1992 rekonstruieren. Deshalb können wir unsere
Hypothesen erstens nur für den US-amerikanischen
Kontext und zweitens anhand von Daten überprü-
fen, die mittlerweile 14 Jahre alt sind. Aus unserer
Sicht stellt dies kein grundsätzliches Problem dar.
Denn mit unseren Hypothesen postulieren wir Zu-
sammenhänge, die unabhängig vom kulturellen oder
institutionellen Kontext einer Gesellschaft gelten
müssten.

5.1 Daten, Variablen, Methode

Wir fügen Informationen aus drei unterschiedlichen
Befragungen zusammen. Im Rahmen der 1991er
Studie des GSS wurde bei Befragten, die Angaben
zu ihrem aktuellen Beruf bzw. ihres Partners mach-
ten, der Name und die Adresse der jeweiligen Ar-
beitsstätte erhoben. Diese Betriebe wurden im Rah-
men der NOS 1991 telefonisch bzw. schriftlich zu
ihrer ökonomischen Situation, ihren Personal-, Ein-
kommens- und Mobilitätsstrukturen befragt. Von
den ursprünglich 1.127 brauchbaren Betriebsanga-
ben konnten 727 Interviews mit den entsprechenden
Repräsentanten der Betriebe realisiert werden, da-
von bezogen sich 244 Fälle auf die Arbeitsstätte des
Partners bzw. der Partnerin. Damit liegen für
483 Befragte der 1991er GSS Befragung sowohl In-
dividual- als auch Organisationsdaten vor. Die Ge-
rechtigkeitseinstellungen dieser Personen sind je-
doch erst durch eine Wiederholungsbefragung im
Jahr 1992 zugänglich. Die GSS-Befragten des Jahres
1991 wurden im darauf folgenden Jahr schriftlich
und telefonisch kontaktiert, um sie im Rahmen des
ISSP noch einmal zu befragen. 84,5 Prozent der ur-
sprünglichen Befragten (N = 1.273) nahmen an die-
ser Wiederholungsbefragung teil. Für 404 Personen
können die im Jahr 1991 erhobenen Arbeitsstätten-
merkmale über die für beide Erhebungen identische
Identifikationsnummer und einen Abgleich der zu
beiden Zeitpunkten erhobenen demografischen und
berufsbezogenen Merkmale zugeordnet werden.
Die Differenz zu den 483 Fällen aus dem Jahr 1991
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ergibt sich dann einmal durch die Verweigerung der
Wiederholungsbefragung und zum anderen durch
ein Ende der Erwerbstätigkeit. Die Ausgangsstich-
probe unserer Analysen umfasst somit 404 Per-
sonen. Der Datensatz enthält einmal die 1991 erho-
benen Merkmale der Arbeitsstätte (NOS) und zum
anderen die 1992 erfragten Gerechtigkeitseinstel-
lungen sowie die zu diesem Zeitpunkt erfassten so-
ziodemografischen Merkmale (ISSP). Aufgrund feh-
lender Werte in den verwendeten Variablen beläuft
sich die endgültige Analysestichprobe auf 348 Per-
sonen.

Im Mittelpunkt der Analysen stehen die beiden Ge-
rechtigkeitseinstellungen „Individualismus“ und
„Etatismus“. Sie bilden die abhängigen, zu erklären-
den Variablen und werden über zwei bzw. drei Ein-
zelitems gemessen, bei denen die Befragten auf ei-
ner fünfstufigen Skala ihre Zustimmung zu den je-
weiligen Aussagen ausdrücken konnten (vgl. Ta-
belle 1 zu den Ergebnissen der explorativen Fakto-
renanalyse).5

Zur statistischen Erklärung dieser beiden Einstel-
lungsmuster verwenden wir drei Gruppen von unab-

5 Eine individualistische Gerechtigkeitseinstellung liegt dann vor,
wenn die Befragten den Aussagen „Large differences in income
are necessary for America’s prosperity“ und „Allowing business
to make good profits is the best way to improve everyone’s stan-
dard of living“ zustimmen. Demgegenüber äußert sich eine etatis-
tische Gerechtigkeitseinstellung in der Zustimmung zu den Aus-
sagen „The government should provide a job for everyone who
wants one“, „The government should provide everyone with a
guaranteed basic income“ und „It is the responsibility of the go-
vernment to reduce the differences in income between people
with high incomes and those with low incomes“.
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hängigen Variablen: Personen-, Branchen- und Or-
ganisationsmerkmale.

Personenmerkmale

Neben den Kontrollvariablen Geschlecht und Alter
sind die zentralen Personenmerkmale die Klassen-
zugehörigkeit und das Erwerbseinkommen der Be-
fragten. Zur Bestimmung der Klassenzugehörigkeit
verwenden wir das Klassenschema von Goldthorpe,
Erikson und Portocarero (EGP). Wir erwarten auf
der Grundlage früherer Studien, dass die Einstellun-
gen zu Individualismus weitgehend unabhängig, die
Einstellungen zu Etatismus jedoch stärker von der
Klassenposition bestimmt sind (Liebig/Wegener
1995). Diese Beobachtung hat dazu geführt, Indivi-
dualismus als eine „dominante“ oder „primäre“ Ge-
rechtigkeitsideologie in den USA zu bezeichnen. Sie
wird in den USA weitgehend unabhängig von der
eigenen Position im gesellschaftlichen Ungleich-
heitsgefüge vertreten (vgl. Abercrombie et al. 1990;
Haller et al. 1995; Kluegel/Smith 1986; Liebig/Wege-
ner 1995; Mann 1970). Demgegenüber ist Etatismus
in den USA ein „challenging belief“, der insbeson-
dere von denen vertreten wird, die als die Verlierer
hoher Ungleichheiten gelten. Die Präferenz von
Etatismus wird deshalb deutlich stärker an die Klas-
senposition einer Person gebunden sein in dem
Sinne, dass sich Dienstklassenangehörige tendenzi-
ell gegen Etatismus aussprechen und Arbeiter sowie
Angehörige ausführender nicht-manueller Berufe
dieses Muster eher unterstützen (vgl. Liebig/Wege-
ner 1995).

Eine unserer zentralen Annahmen besteht darin,
dass Einstellungen zur Gerechtigkeit auf der gesell-
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schaftlichen Ebene auch das Ergebnis rationaler In-
teressen sind. Dementsprechend müssten Personen
mit höherem Einkommen individualistische und we-
niger etatistische Einstellungen haben. Denn unter
den Bedingungen eines etatistischen Verteilungsre-
gimes müssen diese Bevölkerungsgruppen aufgrund
der damit verbundenen Eingriffe des Staates mit
Einkommensverlusten rechnen. Ob genau dieses
Kalkül tatsächlich die Gerechtigkeitseinstellungen
bestimmt, überprüfen wir durch zwei Kovariate. Im
Rahmen der GSS Befragung von 1991 wurden die
Befragten auch danach gefragt, welche Konsequen-
zen sich für sie aus einer gleicheren bzw. ungleiche-
ren Verteilung von Einkommen ergeben würden.
Die Befragten konnten dabei angeben, ob sich ihr
Einkommen dann erhöhen oder verringern würde.
Diejenigen, die bei mehr Gleichheit einen Einkom-
mensgewinn erwarten, müssten sich eher für Etatis-
mus aussprechen. Wer dagegen durch eine höhere
Ungleichheit Einkommensgewinne erwartet, sollte
sich für Individualismus aussprechen.

Zusätzlich zu diesen individuellen Merkmalen bzw.
Einstellungen berücksichtigen wir auch die Be-
triebszugehörigkeitsdauer der Befragten und die Po-
sition im Betrieb, d.h. ob die Befragten Vorgesetzte
sind oder nicht. Während die Betriebszugehörig-
keitsdauer zur Überprüfung unserer dritten Hypo-
these dient, verbindet sich im Fall der hierarchischen
Position die Annahme, dass Vorgesetzte eher für In-
dividualismus plädieren.

Branchen- und Betriebsmerkmale

Die Branchen- und Betriebsmerkmale identifizieren
Organisationskontexte, in denen Güterverteilungen
eher über eine Marktlogik oder aber durch die Aus-
blendung von Marktmechanismen vorgenommen
werden. Wir nehmen an, dass Letzteres eher in Non-
Profit-Organisationen der Fall sein dürfte. Entspre-
chend unserer zweiten Hypothese müssten Beschäf-
tigte in Profitorganisationen eine deutlich höhere
Zustimmung zu Individualismus zeigen und Etatis-
mus sollte eher von Beschäftigten in Non-Profit-Or-
ganisationen präferiert werden.

Ein weiterer Indikator für das Ausmaß marktbasier-
ter Verteilungsprozesse dürfte die Ausstattung mit
Kapitalressourcen in bestimmten Branchen sein.
Dort, wo Unternehmen über eine größere Kapital-
decke verfügen, ist es eher möglich, sich von kurz-
fristigen Schwankungen der Absatzmärkte abzukop-
peln. Derartige Betriebe sind eher in der Lage, auch
in ökonomisch schwierigen Phasen eine gewisse Sta-
bilität der Arbeitsorganisation zu gewährleisten.
Dementsprechend dürfte die interne Verteilung von
Gütern und Positionen hier weniger der Logik des
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Marktes folgen. Verteilungskonflikte werden also
weniger über Marktmechanismen gelöst. Aufgrund
unseres lerntheoretischen Arguments erwarten wir,
dass die Beschäftigten diese Erfahrungen mit der
Lösung von Verteilungskonflikten generalisieren. In
kapitalkräftigeren Branchen sollten wir also eine
Präferenz für Etatismus und weniger für Individua-
lismus beobachten. Als Hinweis auf die Ausstattung
mit Kapitalressourcen verwenden wir die im NOS-
Datensatz verfügbare durchschnittliche Eigenkapi-
talausstattung in der Branche des jeweiligen Be-
schäftigungsbetriebs.

Doch die beiden branchenbezogenen Variablen ge-
ben uns keinen Hinweis auf die Einkommens- und
Karrieremöglichkeiten, die die Befragten am Ar-
beitsplatz vorfinden. Dies soll durch drei Variablen
erfasst werden, die sich explizit auf die Situation in
den untersuchten Betrieben beziehen. Entspre-
chend unserer ersten Hypothese nehmen wir an,
dass in Betrieben, in denen hohe Einkommensun-
gleichheiten existieren, auch die Beschäftigten eher
zu Individualismus und weniger zu Etatismus ten-
dieren. Dabei wird aber nicht die Einkommensun-
gleichheit zwischen allen Beschäftigten bzw. der
niedrigsten und der höchsten Hierarchieebene rele-
vant sein, sondern jene auf derselben Hierarchie-
ebene des Befragten bzw. bei denjenigen, die ähnli-
che Tätigkeiten ausüben. Besteht hier eine hohe
Einkommensungleichheit, so haben die Beschäftig-
ten auch deutlich höhere Chancen auf Einkom-
menszuwächse. Dementsprechend erwarten wir in
derartigen Kontexten auch eine Präferenz für Indi-
vidualismus anstatt für Etatismus.6

Wie wir oben vermuteten, dürften neben den Ein-
kommenschancen auch die Mobilitätschancen ent-
scheidend sein. Dort, wo hohe Mobilitätschancen
bestehen, sollten sich die Befragten eher für Indivi-
dualismus und weniger für Etatismus aussprechen.
Dies ergibt sich einmal aus den bisherigen empiri-
schen Befunden zur Bedeutung beruflicher Mobili-
tätserfahrungen und Gerechtigkeitseinstellungen.
Liebig und Wegener (1995, 1998) konnten zeigen,
dass Personen, die in der Vergangenheit berufliche
Aufstiege vollzogen haben, gesellschaftliche Un-
gleichheiten eher als gerecht ansehen. Dass dies
auch dann zu erwarten ist, wenn Personen lediglich
höhere Mobilitätschancen haben, wäre durchaus ra-

6 Technisch haben wir zunächst die Spanne zwischen dem höchs-
ten und dem niedrigsten Einkommen gebildet, die Personen in
derselben Berufsgruppe wie der Befragte in einem Betrieb ver-
dienen. Diese Differenz wurde dann an dem Medianeinkommen
standardisiert, das diejenigen im Betrieb verdienen, die dieselbe
Tätigkeit wie der Befragte verrichten. Damit verfügen wir über
ein relatives Maß der Einkommensungleichheit auf der Ebene
des Befragten.
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tional: Die Wahrscheinlichkeit, sich in der Zukunft
besser zu stellen, ist bei höheren Mobilitätschancen
ebenfalls höher. Einen Hinweis auf die betrieblichen
Mobilitätschancen erhalten wir, wenn wir die Häu-
figkeit der Beförderungen berücksichtigen, die über
der hierarchischen Ebene des Befragten nach Aus-
kunft der in der NOS befragten Unternehmensre-
präsentanten durchgeführt wurden.7 Wir gehen da-
von aus, dass dort, wo viele Beförderungen stattge-
funden haben, auch in Zukunft größere Mobilitäts-
chancen für die Befragten existieren. Die Karriere-
struktur einer Arbeitsorganisation ist daher umso
günstiger, je höher die Häufigkeit dieser Beförde-
rungen ist. Die Erwartung eines qualitativen Sprun-
ges im eigenen Karriereverlauf und einer damit in
der Regel verbundenen Einkommensverbesserung
wird dann umso wahrscheinlicher sein. Entspre-
chend unserer ersten Hypothese vermuten wir unter
den Bedingungen hoher Mobilitätschancen auch
eine Präferenz für Individualismus.

Dies sollte erst recht gelten, wenn frei werdende
Stellen intern besetzt werden. Unter diesen Bedin-
gungen können die Beschäftigten davon ausgehen,
dass sie bei anstehenden Beförderungen „automa-
tisch“ zum Kreis der potenziellen Stelleninhaber ge-
hören. Finden dabei Beförderungsturniere (rank-or-
der tournaments) statt, müssen sich die Bewerber
durch eine höhere Arbeitsleistung gegen ihre inter-
nen Konkurrenten durchsetzen (Lazear/Rosen
1981). Gegen einen Effekt interner Stellenbesetzun-
gen spricht jedoch, dass interne Stellenbesetzungen
auf interne Arbeitsmärkte schließen lassen. Wie
Sørensen (1983a) gezeigt hat, sind interne Arbeits-
märkte jedoch Merkmale „geschlossener Positions-
systeme“. Ein zentrales Kennzeichen derartiger Sys-
teme besteht darin, dass die Verteilung von Gütern
und Positionen gerade nicht über Marktmechanis-
men, sondern über Autoritätsentscheidungen verge-
ben werden. Geschlossene Positionssysteme sind
deshalb solche Kontexte, in denen die Beschäftigten
gerade nicht lernen, dass Verteilungsprobleme über
Märkte gelöst werden können. Stattdessen erfahren
sie, dass dies über eine Außerkraftsetzung von
Marktprozessen geschehen kann. Eine Generalisie-
rung dieser Erfahrung im Sinne unserer zweiten Hy-
pothese bedeutet, dass wir bei Beschäftigten, die in
Betrieben mit internen Stellenbesetzungen beschäf-
tigt sind, nicht Individualismus, sondern Etatismus
erwarten sollten.

Um Hinweise auf die Gültigkeit unserer dritten Hy-
pothese zu erhalten, spezifizieren wir jeweils Inter-

7 Die befragten Unternehmensvertreter konnten zwischen „not
very often“ [1], „often“ [2] und „very often“ [3] auswählen.
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aktionseffekte zwischen der Dauer der individuellen
Betriebszugehörigkeit und den fünf Branchen- und
Betriebsvariablen. Auf Lerneffekte können wir
dann schließen, wenn sich die einzelnen Branchen-
und Betriebseffekte mit der Zeit verstärken, Perso-
nen also mit zunehmender Dauer der Mitgliedschaft
in einem bestimmten Betrieb die jeweils dafür auch
„typischen“ Einstellungsmuster übernehmen.

Die vermuteten Zusammenhänge untersuchen wir
mit Hilfe eines Strukturgleichungsmodells, in dem
die beiden Gerechtigkeitseinstellungen Ð Etatismus
und Individualismus Ð als latente Konstrukte die
abhängigen Variablen darstellen. Wir gehen in zwei
Schritten vor. In einem ersten Modell werden allein
die Effekte der Individualmerkmale geschätzt. Im
zweiten Modell werden dann die Branchen- und Be-
triebsmerkmale sowie die betriebsbezogenen Indivi-
dualmerkmale (Betriebszugehörigkeit und Vorge-
setztenposition) hinzugefügt. Die entscheidende
Frage lautet, ob wir durch die Berücksichtigung der
Branchen- und Betriebsmerkmale einen zusätzli-
chen Erklärungsgewinn der beiden Einstellungskon-
strukte und eine bessere Anpassung des Gesamtmo-
dells an die Daten erreichen.

5.2 Ergebnisse

In Tabelle 2 sind die Ergebnisse der beiden Struk-
turmodelle aufgelistet. Die erste Spalte berichtet die
Effekte des Modells ohne, die zweite mit den Bran-
chen- und Betriebsvariablen. Betrachten wir zu-
nächst die Ergebnisse zum ersten Modell. Männer
sprechen sich demnach weniger für Etatismus aus
als Frauen. Die obere und untere Dienstklasse zeigt
ebenfalls ein geringeres Zustimmungsniveau für
Etatismus. Ähnliches gilt für Personen mit höherem
Einkommen: Befragte, die bei einer größeren Ein-
kommensgleichheit subjektiv mit einem Einkom-
mensgewinn rechnen, sprechen sich für Etatismus
aus. Daran wird deutlich, dass die Zustimmung zu
bzw. Ablehnung von Etatismus durchaus von den
rationalen Interessen der Befragten bestimmt wird.
Eine über staatliche Eingriffe regulierte Güterver-
teilung wird also von denjenigen als gerecht angese-
hen, die dadurch selbst profitieren werden.

Eine ähnliche Tendenz finden wir bei Individualis-
mus. Hier beobachten wir allerdings keine signifi-
kanten Effekte der individuellen Strukturvariablen
wie Alter, Geschlecht, Klassenzugehörigkeit oder
Einkommen. Nur die Einstellungskovariate zeigen
signifikante Effekte: Wer durch höhere Ungleichhei-
ten meint, besser gestellt zu werden, spricht sich
auch für Individualismus aus, wer von einer größe-
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ren Einkommensgleichheit profitieren würde, ist ge-
gen Individualismus. Ähnlich wie andere Studien
beobachten wir eine sehr unterschiedliche Struktu-
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riertheit der beiden Gerechtigkeitseinstellungen.
Dies wird auch am R2 deutlich. Während wir knapp
21 Prozent für Etatismus durch die Individualmerk-
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male erklären, sind dies für Individualismus ledig-
lich knapp 10 Prozent.

Für unsere Argumentation entscheidender sind die
Ergebnisse des zweiten Modells. Durch die zusätzli-
che Berücksichtigung der Branchen- und Betriebs-
merkmale erreichen wir nicht nur eine deutlich ver-
besserte Modellanpassung (der CFI steigt von .962
auf .986 und das RMSR sinkt von .047 auf .027),
sondern auch eine substantielle Verbesserung der
erklärten Varianz der beiden endogenen Variablen.
Dabei fällt auf, dass die Erhöhung des R2 bei Indivi-
dualismus am deutlichsten ist: Während wir bei Eta-
tismus ein um 16 Prozent höheres R2 erreichen, ver-
dreifacht sich hier die Varianzerklärung nahezu.
Dies ist ein erstes inhaltlich relevantes Ergebnis:
Einstellungen zu Individualismus sind stärker als
Etatismus durch den Organisationskontext be-
stimmt Ð ein Ergebnis, das im Übrigen durchaus in
Einklang mit Befunden in Deutschland steht. So
konnten Meulemann und Birkelbach (2001) mit Pa-
neldaten zeigen, dass Personen mit zunehmender
Dauer ihrer Erwerbstätigkeit gesellschaftliche Un-
gleichheiten eher akzeptieren.

Aber betrachten wir die Ergebnisse unseres zweiten
Strukturgleichungsmodells im Einzelnen. Wichtig
ist, dass es bei den Individualmerkmalen zu keinen
nennenswerten Veränderungen kommt. Für Etatis-
mus finden wir signifikante Effekte für die Eigenka-
pitalausstattung auf Branchenebene, der internen
Stellenbesetzung, der Häufigkeit der Beförderung
und der Einkommensungleichheit auf der Ebene
der Befragten. Die Richtung der Effekte ist im
Sinne unserer Annahme: Wer vergleichsweise ge-
ringe Einkommens- und Mobilitätschancen im Be-
trieb hat (Häufigkeit von Beförderungen und Ein-
kommensspanne bei gleicher Tätigkeit), tendiert
eher zu Etatismus. Das Gleiche gilt für Beschäftigte
in Branchen, die aufgrund ihrer Kapitalausstattung
über die Möglichkeit verfügen, kurzfristige Nachfra-
geschwankungen zu überbrücken. Dort, wo Stellen
vorwiegend intern besetzt werden und wir deshalb
von der Existenz eines internen Arbeitsmarkts aus-
gehen können, sprechen sich die Beschäftigten
ebenfalls für Etatismus aus. Dies gilt Ð wohlge-
merkt Ð unabhängig von der jeweiligen Klassenpo-
sition oder der Einkommenshöhe.

Für Individualismus sprechen sich dagegen Perso-
nen aus, die eine Vorgesetztenposition innehaben
und in profitorientierten Organisationen und in
Branchen mit einer geringen durchschnittlichen Ei-
genkapitaldecke beschäftigt sind. In Betrieben mit
häufigen Beförderungen auf der Ebene oberhalb
der Befragten finden wir eine stärkere Präferenz für
Individualismus. Damit bestätigen sich unsere Hy-
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pothesen: Die Mobilitätsmöglichkeiten in einem Be-
trieb korrelieren mit individualistischen Gerechtig-
keitseinstellungen. Der negative Koeffizient inter-
ner Stellenbesetzungen bedeutet umgekehrt, dass
Beschäftigte in Betrieben mit externen Stellenbeset-
zungen eher für Individualismus optieren. Offenbar
werden hier die vermuteten Lerneffekte deutlich:
Wer am Arbeitsplatz mitbekommt, dass Verteilungs-
konflikte im Betrieb über Marktprozesse gelöst wer-
den können, hält dies auch für die Lösung gesell-
schaftlicher Verteilungskonflikte und -probleme für
wünschenswert.

Entscheidend für unsere Argumentation ist aber ein
weiterer Befund, der sich aus der Dauer der Be-
triebszugehörigkeit und deren Interaktionseffekten
mit den Branchen- bzw. Betriebsmerkmalen ergibt.
Zunächst beobachten wir nämlich einen negativen
Effekt der Betriebszugehörigkeit auf Individualis-
mus. Je länger jemand in einem Betrieb beschäftigt
ist, umso weniger spricht er sich für Individualismus
auf der Gesellschaftsebene aus. Doch dies gilt nur
für Beschäftigte in Non-Profit-Organisationen, denn
der entsprechende Interaktionsterm ist signifikant
(p � .05) und hat einen annähernd gleichen positi-
ven Betrag. Mit zunehmender Betriebszugehörig-
keit beobachten wir auch eine Ablehnung einer in-
dividualistischen Gerechtigkeitsperspektive, wenn
die Befragten in Betrieben mit interner Stellenbe-
setzung beschäftigt sind. Dies ist durchaus plausibel:
Geschlossene Positionssysteme zeichnen sich da-
durch aus, dass Verteilungsprozesse gerade nicht
über Marktmechanismen stattfinden: Je länger je-
mand sich in diesen Systemen befindet, umso eher
profitiert er von dieser Marktabschottung durch Se-
nioritätsregeln, und umso mehr lernt er auch, dass
Verteilungsprobleme über die Aussetzung von
Marktprozessen gelöst werden. Damit verfügen wir
über einen Hinweis auf Lerneffekte, die sich aus der
Zugehörigkeit zu einer Organisation ergeben.

Die Ergebnisse zeigen erstens, dass wir mit Hilfe der
Strukturmerkmale der Arbeitsorganisation die ge-
sellschaftsbezogenen Gerechtigkeitseinstellungen in
den USA Anfang der 1990er Jahre zu einem weitaus
größeren Anteil erklären können, als dies nur mit
den klassischen sozialstrukturellen Personenmerk-
malen möglich ist. Die soziale Situation, unter deren
Eindruck Personen ihre Einstellungen bilden, wird
möglicherweise auch durch die Organisationen be-
stimmt, in denen die Befragten aktuell beschäftigt
sind. Zweitens finden wir auch in ihrer Richtung
plausible Effekte der Strukturmerkmale der Ar-
beitsorganisationen. Vor dem Hintergrund der bis-
herigen Ergebnisse zur sozialisierenden Wirkung
der Berufstätigkeit (vgl. Corsten/Lempert 1997;
Hoff 1985; Kohn 1981; Kohn/Schooler 1983; Kohn



Soziale Einstellungen in der Organisationsgesellschaft Stefan Liebig und Alexandra Krause

et al. 1990; Steinkamp 1981; Windolf 1981: 59ff.) in-
terpretieren wir dies als Hinweis darauf, dass sowohl
die in Arbeitsorganisationen gemachten Lernerfah-
rungen als auch die durch sie vermittelten Einkom-
mens- und Karrieremöglichkeiten einen Einfluss auf
die Präferenz einer eher marktnahen oder durch
staatliche Intervention bestimmten Lösung von Ver-
teilungskonflikten haben. Damit verweisen unsere
Ergebnisse auf die Bedeutung von Arbeitsorganisa-
tionen für Einstellungen zur sozialen Gerechtigkeit.
Die dem zugrunde liegende Kausalitätsannahme ist
jedoch erst mit Hilfe von Längsschnittanalysen
zweifelsfrei zu belegen.

6 Diskussion

Anknüpfend an die in unterschiedlichen soziologi-
schen Theorietraditionen vertretene These von der
Organisationsgesellschaft ging es in diesem Beitrag
um die Frage, ob und in welcher Form Arbeitsorga-
nisationen für die Strukturierung auch solcher Ein-
stellungen relevant sein können, die sich nicht un-
mittelbar auf den Arbeitsplatz, sondern auf die ge-
rechte Verteilung von Gütern und Positionen in ei-
ner Gesellschaft beziehen. Da neuere Klassentheo-
rien von einem Zusammenhang von Klassenposition
und sozialen Einstellungen ausgehen, wurden zu-
nächst die beiden prominentesten Ansätze Ð die
neomarxistische Klassentheorie von Erik Olin
Wright und das neoweberianische Klassenschema
von John H. Goldthorpe Ð danach befragt, welche
Bedeutung sie der Organisationsebene bei der Aus-
bildung der Klassenstruktur moderner Gesellschaf-
ten zumessen. Es zeigte sich, dass hier in der Tat auf
organisationssoziologische Überlegungen zurückge-
griffen wird und Arbeitsorganisationen über ihre
klassenstrukturierende Wirkung auch für die Ein-
stellungsbildung wichtig werden. Weil klassentheo-
retischen Konzepten immer wieder die Fähigkeit ab-
gesprochen wird, die soziale Situation und die tat-
sächlichen Lebenschancen des Einzelnen adäquat
zu erfassen, wurde daran anschließend mit Hilfe
konzeptioneller Überlegungen und empirischer Er-
gebnisse aus der Arbeitsmarkt- und Mobilitätsfor-
schung gezeigt, dass Organisationen die Lebens-
chancen ihrer Mitglieder auch unabhängig von ihrer
Klassenposition bestimmen können. Organisationen
können ihren Mitgliedern eigenständige, im Sinne
eines Kollektivguts zu verstehende Einkommens-
und Mobilitätschancen bieten. Deshalb kann der
Zusammenhang von objektiven Lebenschancen und
subjektiven Einstellungen nur dann adäquat erfasst
werden, wenn neben der Klassenposition auch die
über die Mitgliedschaft in einer bestimmten Organi-
sation vermittelten Einkommens- und Mobilitäts-

270 ZAF 2/2006

chancen berücksichtigt werden. Die Bedeutung von
Organisationen für Einstellungen zur sozialen Ge-
rechtigkeit wurde dann mit Hilfe von zwei Argu-
menten dargestellt: Erstens wählen Personen solche
Gerechtigkeitseinstellungen, die im Einklang mit ih-
ren rationalen Nutzeninteressen stehen. Für diese
Wahl sind die Einkommens- und Mobilitätschancen
entscheidend, die aktuell Erwerbstätige an ihrem
Arbeitsplatz vorfinden. Zweitens wurde ein lern-
theoretisches Argument genutzt, demzufolge Perso-
nen die Erfahrungen mit der Lösung von Vertei-
lungskonflikten am Arbeitsplatz generalisieren und
sich deshalb auch für solche Lösungsmodelle auf der
gesellschaftlichen Ebene aussprechen, mit denen sie
am Arbeitsplatz täglich konfrontiert werden. Die
aus diesen theoretischen Überlegungen resultieren-
den empirischen Annahmen zum Zusammenhang
von Strukturmerkmalen der Organisation und den
Gerechtigkeitseinstellungen ihrer Mitglieder wur-
den anhand eines Datensatzes aus den USA vom
Anfang der 1990er Jahre empirisch überprüft. Da es
sich dabei um eine Querschnittserhebung handelt,
können die gefundenen Zusammenhänge nicht ein-
deutig kausal interpretiert werden. Sie weisen aber
darauf hin, dass der Organisationskontext in der
beschriebenen Form für die Einstellungsbildung
durchaus relevant sein kann.

Der zentrale Einwand gegen die vorgestellten kon-
zeptionellen Überlegungen und deren empirische
Überprüfung besteht Ð neben dem der theoretisch
begründeten, über die verwendeten Querschnittsda-
ten aber nicht belegbaren Kausalität Ð auch darin,
dass dies für die Situation in den USA zutreffen
mag, eine Übertragung auf die deutschen Verhält-
nisse aufgrund der unterschiedlichen institutionellen
Verfasstheit der Erwerbssphäre nicht möglich sei.
Entscheidend dabei ist, dass bundesdeutsche Be-
triebe aufgrund der besonderen Form der industriel-
len Beziehungen weitaus weniger Autonomie besit-
zen. Durch die Bindung an Flächentarifverträge
etwa sind die Gestaltungsspielräume einzelner Be-
triebe weitaus geringer, so dass für die individuellen
Lebenschancen eben nicht die Mitgliedschaft in ei-
nem bestimmten Betrieb, sondern allenfalls die
Branchenzugehörigkeit oder die Zugehörigkeit zu
einer bestimmten Tarifregion entscheidend sind.
Genau dieses ist aber nach allgemeiner Einschät-
zung seit einigen Jahren in Auflösung begriffen.
Dies zeigen nicht nur die Debatten und Ergebnisse
zur „Erosion des Normalarbeitsverhältnisses“ (vgl.
Kronauer/Linne 2005), zu neuen betrieblichen Ent-
lohnungsformen (Kurdelbusch 2002) oder zur Ent-
wicklung des Flächentarifvertrags (Kohaut/Schnabel
2003). Insgesamt kommt es in den letzten Jahren zu
einer Verlagerung von Entscheidungskompetenzen
auf die betriebliche Ebene (vgl. bereits Schmidt/
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Trinczek 1989). Dies gilt nicht nur für die Erwerbs-
sphäre. Denn vor dem Hintergrund einer fortschrei-
tenden „Deregulierung“ erhalten beispielsweise
auch im Bildungswesen einzelne Organisationen
größere Entscheidungskompetenzen, die unmittel-
bar für die individuellen Zugangschancen zu Gütern
und Positionen relevant sind Ð etwa wenn Hoch-
schulen das Recht der Auswahl ihrer Studierenden
eingeräumt wird oder sie Ð zumindest in einigen
Bundesländern Ð in der Personalpolitik autonomer
entscheiden können.

Wenn auch in Deutschland die Ebene der einzelnen
Organisationen für die Verteilung von Lebenschan-
cen wichtiger wird, so hat dies auch Konsequenzen
für das neuerdings wieder aufgeworfene Problem
der Sozialstrukturiertheit individueller Einstellun-
gen (Rössel 2005). Seit Anfang der 1990er Jahre
muss sich eine an den traditionellen Klassen- und
Schichtmodellen anknüpfende soziologische Ein-
stellungsforschung den Vorwurf gefallen lassen, sie
sei Ð angesichts der Auflösung der Sozialstruktur
und des „Endes der Großgruppen-Soziologie“ Ð ein
erfolgloses Unterfangen. Offenbar ist es nicht von
der Hand zu weisen, dass die klassischen, sozial-
strukturellen Merkmale Ð insbesondere Klassen-
und Schichtzugehörigkeiten Ð nicht mehr in dem
Maße Ähnlichkeiten und Unterschiede in den sozia-
len Einstellungen „erklären“ können wie dies bis in
die 1980er Jahre der Fall war (Zerger 2000). Insbe-
sondere die an der Sozialstrukturiertheit von Ein-
stellungen festhaltenden Modelle der Ungleichheits-
forschung würden angesichts einer Diversifizierung
individueller Lebenssituationen diese zentrale Auf-
gabe der soziologischen Einstellungsforschung nicht
mehr hinreichend erfüllen können. Man kann aus
einer derartigen Situation sicherlich unterschiedli-
che Konsequenzen ziehen. Aus unserer Sicht resul-
tiert daraus aber nicht, dass man sich vom Anspruch
der Erklärung von Einstellungen verabschiedet und
nur noch demoskopische Zustandsbeschreibungen
verfasst. Denn die klassischen sozialstrukturellen
Merkmale waren sowieso nur als „proxies“ gedacht,
die die soziale Situation und die Lebenschancen der
Menschen annäherungsweise erfassen sollten. Weil
die sozialen Situationen, in denen wir leben, seit den
Tagen von Karl Marx, Max Weber, Theodor Geiger
oder auch Helmut Schelsky vielfältiger geworden
sind und Organisationen dazu einen nicht unerhebli-
chen Beitrag leisten, müssen wir genau diese inter-
mediäre Ebene berücksichtigen. Den Arbeitsorgani-
sationen kommt dabei Ð zumindest bei erwerbstäti-
gen Personen Ð eine entscheidende Bedeutung zu,
weil sie die Lebenschancen des Einzelnen eigenstän-
dig beeinflussen. Die klassischen, auf der Makro-
ebene der Gesellschaft ansetzenden Modelle der So-
zialstrukturanalyse wären deshalb durch eine orga-
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nisationssoziologische Perspektive zu erweitern.
Nur so kann man der Rolle der konkreten Organisa-
tion bei der Strukturierung objektiver Ungleichhei-
ten und den damit verbundenen subjektiven Phäno-
menen der Einstellungsbildung gerecht werden.

Unsere theoretischen Überlegungen und empiri-
schen Ergebnisse weisen jedoch noch auf einen an-
deren Zusammenhang hin. Wenn nämlich die gesell-
schaftlichen Gerechtigkeitsvorstellungen der Be-
schäftigten auch von den arbeitsorganisatorischen
Bedingungen und den im Betrieb angewandten Mo-
dellen zur Lösung von Verteilungskonflikten beein-
flusst sind, dann haben Veränderungen in den be-
trieblichen Strukturen und Abläufen auch Folgewir-
kungen, die über den einzelnen Betrieb und die Er-
werbssphäre hinausweisen. Orientieren Betriebe
ihre Einkommens- und Karrierestrukturen stärker
an der Logik des Marktes, so dürfte dies längerfris-
tig auch zu einer Stärkung individualistischer Ge-
rechtigkeitsvorstellungen in der Gesellschaft führen.
Vor dem Hintergrund der hier vorgestellten Analy-
sen mit US-amerikanischen Querschnittsdaten sind
dies freilich nur Vermutungen, die einer empiri-
schen Überprüfung bedürfen.
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